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Nachdem der am 31. Oktober 1964 in Budapest unterzeichnete Vertrag zwischen der Republik 
Österreich und der Ungarischen Volksrepublik über das Verfahren zur Untersuchung von Vorfällen an 
der gemeinsamen Staatsgrenze, welcher also lautet: ... 

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der gemäß Artikel 64 des 
Bundes-Verfassungsgesetzes die Funktionen des Bundespräsidenten ausübende Bundeskanzler diesen 
Vertrag für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissenhafte Erfüllung der 
in diesem Vertrag enthaltenen Bestimmungen. 

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde von dem gemäß Artikel 64 des Bundes-
Verfassungsgesetzes die Funktionen des Bundespräsidenten ausübenden Bundeskanzler unterzeichnet, 
vom Vizekanzler, vom Bundesminister für Inneres, vom Bundesminister für Justiz, vom Bundesminister 
für Finanzen und vom Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem 
Staatssiegel der Republik Österreich versehen worden. 

Geschehen zu Wien, am 31. März 1965. 

Ratifikationstext 

Der vorliegende Vertrag ist gemäß seinem Art. 12 Abs. 2 am 9. April 1965 in Kraft getreten. 

Präambel/Promulgationsklausel 

Der Bundespräsident der Republik Österreich 

und 

der Präsidialrat der Ungarischen Volksrepublik, 

von dem Wunsche geleitet, die Untersuchung von Vorfällen an der Staatsgrenze zu regeln, sind 
übereingekommen, einen Vertrag zu schließen und haben hiefür als Bevollmächtigte ernannt: 

Der Bundespräsident der Republik Österreich 

Herrn Dr. Bruno K r e i s k y  

Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten 

Der Präsidialrat der Ungarischen Volksrepublik 

Herrn Außenminister János P é t e r  

Die Bevollmächtigten haben nach Austausch ihrer in guter und gehöriger Form befundenen Vollmachten 
nachstehendes vereinbart: 

Anmerkung 

Erfassungsstichtag: 1.1.1987 

Schlagworte 

Grenze, Grenzkommission, Kommission, Grenzzwischenfall 

Zuletzt aktualisiert am 

21.05.2024 
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Dokumentnummer 
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